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Haushalt der Un-Friedensmissionen sowie zum or-
dentlichen Un-Haushalt bei und stellt für Un-ein-
sätze mehr truppen zur Verfügung als die anderen 
vier ständigen Mitglieder des Un-Sicherheitsrats 
(Permanent Five – P5) zusammen.1

Wie hat China versucht, dieses Paradoxon zu 
lösen? Die Bereitstellung öffentlicher Güter, die 
zur Bekämpfung der Bedrohungen des Weltfrie-
dens und der internationalen Sicherheit beitragen, 
ist ein beachtenswertes Ziel der chinesischen re-
gierung. Doch Chinas Vorstellungen darüber, wie 
dies am besten erreicht werden kann, unterscheiden 
sich bisweilen von den Vorstellungen der Un. Dies 
zwingt die regierung in Beijing, Kompromisse ein-
zugehen oder Widerstand zu leisten. Unter der 
Führung Xi Jinpings hat der Widerstand zugenom-
men. Beijing zeigt sich zunehmend bereit, einige 
Dimensionen der gegenwärtigen Un-Friedensein-
sätze infrage zu stellen und diese umzugestalten, 
insbesondere jene aspekte, die sich auf die Ge-
währleistung der Sicherheit der Zivilbevölkerung 
in bewaffneten Konflikten konzentrieren.

Komplexere UN-Friedenseinsätze 

Die Mandate der Un-Friedenseinsätze, die inner-
halb der letzten drei Jahrzehnte durch den Un-Si-
cherheitsrat beschlossen wurden, spiegeln die aus-
weitung der Bedrohungen auf den Weltfrieden und 
die internationale Sicherheit wider. Deutlich wird, 
dass nicht nur zwischenstaatliche Konflikte, son-
dern auch der Zusammenbruch der Sicherheit in-

Warum hat sich die Haltung der chinesi-
schen regierung in Beijing gegenüber Un-
Friedenseinsätzen von einer Position der 

abneigung in der Ära unter dem Führer Mao tse-
tung hin zu einer Position der aktiven Beteiligung an 
diesen Missionen im 21. Jahrhundert geändert? 
Chinas verstärktes engagement wirkt eher para-
dox. Die chinesische regierung hält konsequent 
am Souveränitätsprinzip fest, das den Schutz der 
jeweiligen amtierenden regierung in den Mittel-
punkt stellt. Gleichzeitig hat China immer wieder 
erklärt, dass Un-Friedenseinsätze die drei grund-
legenden Prinzipien der Friedenssicherung wahren 
müssen – die Zustimmung der Konfliktparteien, 
die Unparteilichkeit und der einsatz von Gewalt 
nur zur Selbstverteidigung. Friedensmissionen sind 
jedoch komplexer geworden und ihre Mandate um-
fassen immer häufiger aufgaben, die in innerstaat-
liche Prozesse eingreifen. Der Schutz von Zivilper-
sonen in bewaffneten Konflikten (Protection of 
Civilians in armed Conflict – PoC) ist dabei eine 
der zentralen Verpflichtungen. Gleichzeitig trägt 
China heute als zweitgrößter Beitragszahler zum 

China und UN-Friedenseinsätze: 
Beijings politische Dilemmata
Die Regierung in Beijing hat ihre Aktivitäten im Rahmen der Un-Friedenseinsätze kontinuierlich 
verstärkt – und dies in einer Zeit, in der sich die Un-Missionen zunehmend dem Schutz von Zivil-
personen in bewaffneten Konflikten verpflichtet haben. Dennoch stellt die Volksrepublik China die 
Sicherheit des Staates an erste Stelle.

  1 Der geschätzte Anteil Chinas am Haushalt für die Un-Friedenssicherung belief sich im Jahr 2019 auf 15,2 Prozent. Im August 2020 stellte das 
Land insgesamt 2531 Soldatinnen und Soldaten zur verfügung, siehe Hauptabteilung Friedenssicherungseinsätze (Department of Peacekeeping 
Operations – DPO), How We Are funded, peacekeeping.un.org/en/how-we-are-funded and Troop and police contributors, peacekeeping.un.org/
en/troop-and-police-contributors; The State Council/The People’s Republic of China, China’s Armed Forces: 30 Years of Un Peacekeeping 
Operations, September 2020, english.www.gov.cn/archive/whitepaper/202009/18/content_WS5f6449a8c6d0f7257693c323.html
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nerhalb eines Staates potenzielle Herausforderun-
gen für den Frieden und die internationale Sicher- 
heit darstellen. Dies schließt die massive Gewalt 
gegenüber einzelpersonen ein. Die Vereinten nati-
onen haben sich daher zum Schutz der Zivilbevöl-
kerung in bewaffneten Konflikten, insbesondere von 
Frauen und Kindern, die in Kriegszeiten opfer von 
besonders grausamen Formen des Missbrauchs wer-
den, verpflichtet. 

Der Un-Sicherheitsrat hat in der Zeit nach dem 
ost-West-Konflikt weitaus mehr Friedensmissio-
nen eingerichtet und Mandate formuliert, die oft 
gefährlicher, anspruchsvoller und eher bereit sind 

zu intervenieren als zuvor.2 Das Konzept der Sou-
veränität wurde neu definiert und Souveränität 
grundsätzlich als Verantwortung verankert. Die 
Verpflichtung, der Zivilbevölkerung in bewaffne-
ten Konflikten Schutz zu gewähren, ist seit dem 
Jahr 1999 in fast allen neuen Friedensmissionen 
integriert. Diese ist eine besonders bedeutsame ent-
wicklung, die allerdings schwer umzusetzen ist. Das 
PoC-Konzept hat eine intensive Debatte unter an-
derem darüber ausgelöst, welches Maß an mili-
tärischer robustheit erforderlich ist, um dieses 
Schutzziel zu erfüllen, wie groß die geografische 
ausdehnung des Schutzes sein soll und wie eine 
Balance zwischen den erwartungen der lokalen 
Zivilbevölkerung und den Fähigkeiten der Un-
truppen hergestellt werden kann.3 Zudem wur-
den die Friedensmissionen mit umstrittenen Man-
daten zur terrorismusbekämpfung ausgestattet, 
wie beispielsweise im Fall der Mehrdimensionalen 
integrierten Stabilisierungsmission der Vereinten 
nationen in Mali (United nations Multidimen-
sional integrated Stabilization Mission in Mali – 
MinUSMa).4

Chinas Antwort

im gleichen Zeitraum hat die chinesische regierung 
ihre Beteiligung an Un-Friedensmissionen intensi-
viert. Während China unter Mao einem engage-
ment im Bereich der Un-Friedenssicherung kritisch 
gegenüberstand und die Maßnahmen als eingriffe 
in innere angelegenheiten durch ›neoimperialisti-
sche Kräfte‹ auffasste, änderte sich die Sichtweise 
hinsichtlich der Bedeutung von Friedensmissionen 
ab den 1980er Jahren erheblich. im Jahr 1988 be-
antragte China die Mitgliedschaft im Sonderaus-
schuss für Friedenssicherungseinsätze (Special Com-
mittee on Peacekeeping operations); im Jahr 1989 
hatte die regierung fünf Militärbeobachter in die 
Beobachtertruppe der Vereinten nationen für die 
truppenentflechtung (United nations Disengage-
ment observer Force – UnDoF) im nahen osten 
entsandt und danach 20 zivile Kräfte in die Unter-
stützungseinheit der Vereinten nationen für die 
Übergangszeit (United nations transition assis-
tance Group – UntaG) nach namibia. Ferner 
wurde im Jahr 1992 ein komplettes Pionierbatail-
lon zur Übergangsbehörde der Vereinten nationen 
nach Kambodscha (United nations transitional 
authority in Cambodia – UntaC) geschickt.

Chinas Beteiligung an Un-Friedensmissionen 
hat sich seit Beginn der 2000er Jahre massiv ver-
ändert, kurz nachdem die chinesische Führung im 
Jahr 2002 das Verfügungsbereitschaftsabkommen 
der Vereinten nationen (United nations Standby 
arrangements) unterzeichnet hatte. in den Jahren 
2003 bis 2006 erhöhte sich die chinesische truppen-
beteiligung von 358 auf 1666 Personen und umfass-
te ingenieure, Polizei- und Militäreinheiten, Mili-
tärbeobachter, logistische Unterstützungseinheiten 
und medizinisches Personal. Seitdem nimmt die trup-
penbeteiligung weiter zu und liegt durchschnittlich 
bei etwa 2500 gleichzeitig dislozierten Kräften. 
Seit ende des Jahres 2012 sind einige truppenkon-
tingente auch zur Gewaltanwendung berechtigt.

Der erste dieser einsätze war ein infanteriezug, 
der im Jahr 2012 nach Südsudan entsandt wurde. 
Danach wurden im Jahr 2013 Kampftruppen mit 
einer Stärke von 400 Personen in Mali stationiert, 
gefolgt von der entsendung eines infanteriebatail-
lons nach Südsudan im Jahr 2015.5 China hatte die 

  2 Alex Bellamy/Charles T. Hunt, Twenty-first Century UN Peace Operations: Protection, Force and the Changing Security Environment, Internatio-
nal Affairs, 91. Jg., 6/2015, S. 1277. Die Autoren beziehen sich auf UN-Dok. S/RES/2086 v. 21.1.2013, insbesondere Abs. 8.

  3 Anfang September 2015 suchten rund 186 000 Zivilpersonen in Südsudan den Schutz der militärischen und polizeilichen Un-Friedenstruppen 
innerhalb eines POC-Geländes, siehe Bellamy/Hunt, Twenty-first Century UN Peace Operations, a.a.O. (Anm. 2), S. 1291.

  4 UN Doc. S/PV.7727, SC/12426 und S/RES/2295 v. 29.6.2016; siehe auch John Karlsrud, UN-Friedenssicherung und Terrorismusbekämpfung: 
seltsame Bettgenossen?, VEREINTE NATIONEN (VN), 4/2017, S. 153–158.

  5 Jean-Pierre Cabestan, China’s Involvement in Africa’s Security: The Case of China’s Participation in the Un Mission to Stabilize Mali, China 
Quarterly, 59. Jg., September 2018, S. 713–734.

Chinas Beteiligung an UN-Friedensmissionen 
hat sich seit Beginn der 2000er Jahre massiv 
verändert.
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nach Südsudan entsandten truppen mit einer rei-
he hochentwickelter ausrüstungsgegenstände ver-
sehen, die zur erfüllung eines klaren Mandats zum 
Schutz der Zivilbevölkerung eingesetzt werden konn-
ten.6 Diese zusätzliche entsendung von Kampftrup-
pen – oder ›truppenschutzeinheiten‹ beziehungs-
weise ›Wachmannschaften‹, wie die chinesische 
regierung sie üblicherweise bezeichnet – gilt in den 
Un und China selbst als bedeutender Wendepunkt 
in Beijings offizieller Haltung gegenüber den Un-
Friedenseinsätzen. Diese entscheidung zog aller-
dings erhebliche Konsequenzen für einen Staat nach 
sich, der immer wieder die traditionellen Grund-
sätze der Un-Friedenssicherung betont.

Die Gründe für Beijings Beteiligung an Frie-
denseinsätzen sind zum einen instrumenteller art, 
um die interessen des Landes zu wahren, zum an-
deren diffus, etwa um auf internationaler ebene als 
verantwortungsbewusster Großstaat wahrgenom-
men zu werden, der sich seiner Verpflichtungen als 
Mitglied der P5 zur Bereitstellung globaler Sicher-
heitsgüter bewusst ist.7 Unter der Führung Hu Jin-
taos veränderten sich auch die anforderungen an 
Sicherheitsvorkehrungen für die eigene Bevölke-
rung. insbesondere vor dem Hintergrund der mas-
siven auswanderung chinesischer Staatsbürgerin-
nen und -bürger, die im ausland in instabilen 
regionen leben und arbeiten, stellte das neue Si-
cherheitskonzept die Menschen in den Mittelpunkt.8 
Die Folgen waren beträchtlich. Die chinesische Füh-
rung erachtete es beispielsweise als notwendig, seit 
dem Jahr 2004 mehr als ein Dutzend – kampflose – 
evakuierungen durchzuführen und ihre Bürgerin-
nen und Bürger aus verschiedenen regionen zu-
rückzuholen. Der andauernde Konflikt in Libyen 
machte die rasche evakuierung von etwa 36 000 
Chinesinnen und Chinesen im Jahr 2011 erforder-
lich.9 ein ausschlaggebender Grund für Chinas 
verstärkte Beteiligung an Un-Friedenseinsätzen ist 
also die Stabilisierung von jenen regionen, in de-
nen sich chinesische Staatsbürgerinnen und -bür-
ger einerseits aufhalten und andererseits an denen 
die chinesische regierung interesse hat. China hat 
beispielsweise massiv in die Ölfelder in Südsudan 

investiert. Dies erklärt vielleicht auch, warum die 
chinesische Führung mehr truppen in das Land 
entsandt hat als in andere Un-Missionen.10

Chinas verstärkte Beteiligung an Un-Friedensein-
sätzen hat das internationale ansehen Beijings ver-
bessert und sich sowohl im inland als auch im aus-
land vorteilhaft ausgewirkt. Verschiedene Un- 
Generalsekretäre lobten immer wieder Chinas Be-
reitschaft, die truppenstärke zu erhöhen. ihre Lob-
reden unterstrichen die aussagen der chinesischen 
regierung, dass das Land als eine »verantwortungs-
bewusste Großmacht« agiere, auf der Weltbühne 
einen »friedlichen aufstieg« vollzogen habe und be-
reit sei, seinen Beitrag zum Schutz des Weltfriedens 
und der internationalen Sicherheit zu leisten.11

Chinas Zurückhaltung und Umgestaltung 

China agiert jedoch bei der ausübung seiner rolle 
weiterhin bedacht. Die chinesische regierung re-
agiert auf die dynamische ausrichtung der Frie-
denseinsätze und hinterfragt vor allem deren Um-

  6 Andrea Ghiselli, Diplomatic Opportunities and Rising Threats: The Expanding Role of Non-Traditional Security in Chinese Foreign and Security 
Policy, Journal of Contemporary China, 27. Jg., 112/2018, S. 611–625.

  7 Courtney J. Fung, What Explains China’s Deployment to UN Peacekeeping Operations? International Relations of the Asia Pacific, 16. Jg., 3/2016, 
S. 409–441; Rosemary Foot, China, the Un, and Human Protection: Beliefs, Power, Image, Oxford 2020, S. 70–74.

  8 Andrea Ghiselli, Civil Military Relations and Organisational Preferences Regarding the Use of the Military in Chinese Foreign Policy, Journal of 
Strategic Studies, 43. Jg., 3/2020, S. 429.

  9 Matthieu Duchatel/Richard Gowan/Manuel Lafont Rapnouil, Into Africa: China’s Global Security Shift, European Council on Foreign Relations 
(ECFR) Policy Brief, Juni 2016, S. 5, www.ecfr.eu/publications/summary/into_africa_chinas_global_security_shift

10 Elor Nkereuwem, Non-traditional Actors: China and Russia in African Peace Operations, Simson Organization Policy Brief, März 2017, S. 25,  
www.stimson.org/sites/default/files/file-attachments/Nontraditional-Actors-China-Russia-Africa-Peace-Operations.pdf

11 Siehe zum Beispiel Ban Ki-moon, Remarks at the China Peacekeeping Military Training Centre, 19.6.2013, www.un.org/sg/en/content/sg/
speeches/2013-06-19/remarks-china-peacekeeping-military-training-centre

Chinesische Un-Polizeieinheiten während einer Trainingsübung in einem Ausbil-
dungszentrum in der Stadt Langfang, nahe Beijing im Jahr 2018.   Un PHOTO: YUn ZHAO
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fang, wann immer sie kann. Sie ist mit der 
Herausforderung ihrer friedenserhaltenden Präfe-
renzen auf drei arten umgegangen: erstens bietet 
China ein gewisses Maß an Flexibilität, aber nie 
die volle Unterstützung. Zweitens versucht die re-
gierung, die normative Debatte auf die Wiederein-
führung der traditionellen Grundsätze der Friedens-

sicherung zu lenken. Und drittens stellt China die 
rolle der amtierenden regierung eines Gastlands 
über die Verpflichtung, einzelpersonen zu schützen.

Chinas Un-Diplomatinnen und -Diplomaten 
betonen zudem immer wieder, dass die Zustim-
mung des Gastlands unerlässlich sei, wobei die re-
gierung in Beijing bereit ist, eine Vereinbarung als 
Zustimmung zu akzeptieren, die erzwungen oder 
widerwillig gegeben wurde.12 in Fällen, in denen 
China überzeugt wurde, der entsendung einer mi-
litärischen eingreiftruppe zuzustimmen, wie bei-
spielsweise im Fall der Demokratischen republik 
Kongo (Dr Kongo) im März 2013, als die Verein-
ten nationen eine interventionsbrigade genehmig-
ten, erklärte der chinesische Un-Vertreter Li Bao-
dong: China habe für die resolution gestimmt, 
denn man sei »ernsthaft besorgt über die sich ver-
schlechternde humanitäre Lage im osten der De-
mokratischen republik Kongo sowie auch darüber, 
wie der Konflikt sich auf die gesamte region aus-
wirkt. [...] [Zudem] legt [die resolution] klar fest, 
dass die einrichtung der spezialisierten interven-
tionsbrigade keinen Präzedenzfall schaffe bezie-
hungsweise die traditionellen Grundsätze der Frie-
denssicherung nicht untergräbt.«13 Bestärkt wurde 
die Position Chinas durch die Stellungnahme des 
außenministers der Dr Kongo raymond tshibanda 
n’tungamulongo.14

anders im Fall von Mali. Beijing hatte Kampf-
truppen in das Land entsandt. anstatt die weitrei-
chende Schutzfunktion zu betonen, begründete die 
chinesische Vertretung die entsendung der trup-
pen mit der begrenzten rolle, die die chinesischen 
Streitkräfte in dem Land spielen würden. ein Spre-
cher des chinesischen Verteidigungsministeriums 
umschrieb die Kontingente wohlüberlegt als ›Wach-
mannschaften‹ und erinnerte daran, dass die Ver-
einten nationen nicht über Kampftruppen verfüg-
ten. Diese Wachmannschaften seien vor ort, um 
die Sicherheit des Un-Standorts sowie der Wohn-
quartiere der Friedenstruppen in Mali zu gewähr-
leisten, so der Vertreter. Mit dieser aussage igno-
rierte er das entscheidende Mandat der Mission: 
die Zivilbevölkerung zu schützen.15 Diese nur ein-
geschränkt wahrgenommene rolle führte im Lager 
in Gao zur Kritik am chinesischen Kontingent: ob-
wohl die chinesischen truppen »beeindruckend aus-
gerüstet« waren, waren sie nicht geneigt, sich der He-
rausforderung direkt zu stellen; stattdessen wagten 
sie sich »nur selten aus ihrem Stützpunkt heraus«.16

ein ähnlich zurückhaltendes Verhalten chine-
sischer truppen hatte im Jahr 2016 in Südsudan 
katastrophale Folgen. Das chinesische Verteidi-
gungsministerium bezeichnete die dort stationier-
ten truppen auf Bataillonsebene als »Sicherheits-
truppen [...], deren aufgabe eher in der Umsetzung 
von Sicherheits- und Schutzmaßnahmen anstatt in 
der Durchführung traditioneller Kampfaufgaben be-
steht«. Der chinesische Sprecher erklärte, dass »die 
Un-Friedenstruppen nicht direkt in die bewaffne-
ten Kampfhandlungen des Missionslands eingrei-
fen werden«.17 Das ergebnis einer unabhängigen 
Untersuchung der grausamen Gewalt, die sich im 
Juli 2016 in Juba ereignete, war, dass Un-trup-
pen- und Polizeikontingente in mehreren Fällen ih-
rer Pflicht, die Zivilbevölkerung zu schützen, nicht 
nachgekommen sind. Darunter waren »mindestens 
zwei Fälle, in denen das chinesische Bataillon ei-
nige seiner Verteidigungspositionen« an einem der 
PoC-Standorte verlassen hatte, für die sie verant-
wortlich waren.18 Dieser Bericht beschädigte die 
bis dahin beeindruckende Bilanz Chinas.

Wenn bereits die friedenserzwingenden Maßnah-
men China bezüglich seiner Prinzipien zur Frie-

12 Un Doc. S/Pv.7802 v. 7.11.2016, S. 24.
13 Un Doc. SC/10964 v. 28.3.2013.
14 Ebd.
15 Xinhua, China to Send Security Forces for Peacekeeping Mission in Mali, 28.6.2013, www.en.people.cn/90786/8303006.html
16 Duchatel/Gowan/Lafont Rapnouil, Into Africa, a.a.O. (Anm. 9), p. 7. Die Autoren stellen fest, dass Truppenkontingente aus anderen Ländern oft 

ebenso vorsichtig waren.
17 Zitiert nach He Yin, China’s Evolving Doctrine on UN Peacekeeping, in: Cedric de Coning/Chiyuki Aoi/John Karlsrud (Eds.), UN Peacekeeping 

Doctrine in a New Era: Adapting to Stabilisation, Protection and New Threats, Abingdon, S. 125.
18 Un Doc. S/2016/924 v. 1.11.2016.

Die Regierung versucht, die normative Debatte 
auf die Wiedereinführung der traditionellen 
Grundsätze der Friedenssicherung zu lenken.



Vereinte nationen 6/2020          253

China und Un-Friedenseinsätze: Beijings politische Dilemmata  |  Foot

denssicherung vor ein Dilemma stellten, so gilt dies 
weitgehend auch für die Debatte über die Maßnah-
men zur Konfliktprävention und Friedenskonsoli-
dierung nach Konflikten. Sowohl bei der Konflikt-
prävention als auch bei der Friedenskonsolidierung 
kann das Prinzip der nichteinmischung in innere 
angelegenheiten verletzt werden. in ihrem narra-
tiv versäumen es die chinesischen Vertreter nicht – 
und Chinas Handeln in den Friedensmissionen un-
termauert dies –, zu betonen, dass der aufbau der 
infrastruktur wichtig sei, um die Fähigkeiten des 
Gastlands zu stärken. 

Um nur zwei von vielen Beispielen dafür zu nen-
nen: in einer Debatte zu Konfliktursachen, die im 
november 2015 stattfand, betonte China den Zu-
sammenhang zwischen armut, Unterentwicklung 
und Gewalt. es bekräftigte sein Bekenntnis zur 
staatlichen Souveränität, territorialen Unversehrt-
heit und nichteinmischung und erklärte, dass der 
ansatz des Un-Sicherheitsrats zur Konfliktverhü-
tung auch die Zusammenarbeit mit anderen Un-
organisationen einbeziehen müsse, die auf die ent-
wicklungsziele ausgerichtet sind.19 Ähnlich wie- 
derholte der chinesische Un-Botschafter Wu Hai-
tao im Januar 2017 in reaktion auf die erste rede 
von Un-Generalsekretär antónio Guterres vor dem 
Sicherheitsrat, dass die eigentlichen Konfliktursa-
chen in der Ungleichheit und armut liegen.20

in verschiedenen Debatten zur Friedenskonsoli-
dierung brachten chinesische Vertreterinnen und 
Vertreter immer wieder zum ausdruck, dass der 
Schlüssel zur Konfliktprävention und -lösung da- 
rin liegt, sich bei der Unterstützung der amtieren-
den regierungen auf den aspekt der entwicklung 
zu fokussieren. Beijing argumentierte, dass »die 
eigenverantwortung der betreffenden Staaten« re-
spektiert werden müsse und dass umfassende Stra-
tegien zur Friedenskonsolidierung »in Übereinstim- 
mung mit den landesspezifischen Gegebenheiten 
dieser Staaten« entwickelt werden müssten, denn 
»die Geschichte unserer Länder ist verschieden; all 
unsere Grundvoraussetzungen sind verschieden« 
und »es gibt kein einheitsmodell der Friedenskon-
solidierung«. Der Ständige Un-Vertreter Chinas 
Wang Min bekräftigte auch, dass »die sozioökono-
mische entwicklung der wichtigste Weg zur Schaf-

fung von Frieden sei,« und ergänzte, dass die »in-
ternationale Gemeinschaft« sich nicht »auf die 
Menschenrechte, die rechtsstaatlichkeit und die 
reform des Sicherheitssektors fokussieren« sollte, 
sondern der wirtschaftlichen und sozialen entwick-
lung mehr aufmerksamkeit widmen müsse.21 Chi-
nas Modell des ›auf entwicklung beruhenden Frie-
dens‹ (developmental peace) wurde dargelegt und 
dem Konzept der Vereinten nationen des ›liberalen 
Friedens‹ (liberal peace), das die Verbindung zwi-
schen Frieden und internationaler Sicherheit, ent-
wicklung und Menschenrechten betont, gegen-
übergestellt.22

So sind die Menschenrechtsmechanismen, die 
auf Un-Friedensmissionen ausgerichtet sind, zu ei-
nem besonderen angriffsziel der chinesischen ak-
tivitäten geworden.23 im Fünften ausschuss der 
Un-Generalversammlung für Verwaltungs- und 
Haushaltsfragen schlug China im Jahr 2018 vor, 
rund 35 Posten im Bereich Menschenrechte inner-
halb der Un-Friedensmissionen, darunter in Mali 
und in der Dr Kongo, abzuschaffen oder unbe-

setzt zu lassen. obwohl ein gewisser Stellenabbau 
vereinbart wurde, hat China nicht alles erreicht, 
was es gefordert hatte – kein erfreuliches ergebnis 
für ein Land, das bei der ergreifung von interna-
tional umstrittenen Maßnahmen normalerweise 
sehr vorsichtig handelt.24

ein solcher Vorstoß deutet auf die entschlossen-
heit der regierung in Beijing hin, die ihren Glau-
ben an das Modell des auf entwicklung beruhen-
den Friedens weiter artikulieren wird und bereit ist, 
den Worten taten folgen zu lassen. Dies gilt insbe-
sondere in einer Zeit, in der China innerhalb der 
Vereinten nationen eine einflussreichere Position 
eingenommen hat. einige chinesische Fachleute ar-

19 Un Doc. S/Pv.7561 v. 17.11.2015.
20 Un Doc. SC/12673 v. 10.1.2017.
21 Statement by Ambassador Wang Min at the Security Council Open Debate on the Post-Conflict Peacebuilding, 30.4.2013, www.fmprc.gov.cn/ce/

ceun/eng/chinaandun/securitycouncil/thematicissues/peacebuilding/t1036388.htm
22 Siehe beispielsweise Wang Xuejun, Developmental Peace: Understanding China’s Africa Policy in Peace and Security, in: Chris Alden et al. (Eds.), 
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Die Menschenrechtsmechanismen sind zu  
einem besonderen Angriffsziel der  
chinesischen Aktivitäten geworden.



254   Vereinte nationen 6/2020

China und Un-Friedenseinsätze: Beijings politische Dilemmata  |  Foot

gumentieren, dass der ›liberale Frieden‹ und der 
auf ›entwicklung beruhende Frieden‹ miteinander 
in Verbindung stehen und sich beide Konzepte ge-
genseitig ergänzen würden. Laut der offiziellen chi-
nesischen Haltung aber stehen beide Modelle in 
Konkurrenz zueinander.25

Chinesische Präferenzen und mögliche 
Konsequenzen

Beijings Priorität liegt darin, die Menschenrechts-
aspekte in den Mandaten der Un-Friedensmissio-
nen zu beschränken. Die chinesische regierung legt 
den Schwerpunkt auf Konfliktvermittlung, lang-
fristige entwicklungsstrategien und die bedeutsa-
me rolle, die das Gastland bei der Festlegung von 
Prioritäten spielt. China ist sich dessen bewusst, 
dass der Schutz von Zivilpersonen in bewaffneten 
Konflikten zu einer zentralen Verpflichtung von 
Un-Friedenseinsätzen geworden ist. Die Volksre-
publik betont jedoch, dass die regierung des jewei-
ligen Gastlands diesen Schutz gewährleisten muss. 
Die rolle der Vereinten nationen solle primär da-
rin bestehen, die Vermittlung zwischen Konflikt-
parteien zu erleichtern und die Präventions- und 
Schutzfähigkeiten der regierungen aufzubauen.

Stattdessen betont China die Bedeutung der 
wirtschaftlichen entwicklung, die einen langfristi-
gen Strukturwandel innerhalb fragiler Gesellschaf-
ten begünstigt. Beijing erachtet es als weniger not-
wendig, dass die Un rasch handeln, um Konflikte 
frühzeitig einzudämmen. ebenso wenig will China 

Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht als in-
ternationale Verbrechen behandeln, die ein ein-
greifen des Un-Sicherheitsrats erfordern. Chinas 
Präferenz, den Gaststaat bei einem Un-Friedensein-
satz allein über seine Prioritäten entscheiden zu las-
sen, hat negative auswirkungen. es fördert die an-
nahme, dass es ausreicht, sich auf die entschei- 
dungen der jewei ligen regierung ohne einbezie-
hung der Vereinten nationen zu verlassen, um Pro-
bleme im Zusammenhang mit der Fragilität des 
Staates zu lösen oder der breiteren Gesellschaft zu 
nutzen. Beijings ansatz ignoriert das Problem, dass 
sich internationale akteure wahrscheinlich nur dann 
auf die Bereitstellung von ressourcen einigen wer-
den, wenn ihnen eine größere als die von China 
vorgegebene rolle zugestanden wird.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass Beijings 
konservativer ansatz bei der Gestaltung der Man-
date für Friedenseinsätze möglicherweise nicht aus-
reicht, um zum aufbau von Frieden und internati-
onaler Sicherheit beizutragen. Vielmehr schwächt 
es die rolle der Vereinten nationen in der interna-
tionalen Politik weiter und schafft zusätzliche in-
stabilitäten in einer Welt, in der China zu einem 
wichtigen wirtschaftlichen und politischen akteur 
geworden ist. Diese Folgen würden nicht nur den 
interessen Chinas schaden, sondern auch seinem 
Ziel, als verantwortungsbewusste Großmacht an-
gesehen zu werden. Ferner trägt dies dazu bei, die 
Vereinten nationen in der Weltpolitik zu delegiti-
mieren, obwohl sie mehr denn je gebraucht wer-
den. Dabei sind die Un ein Forum, das der Volks-
republik gegenwärtig den Status eines P5-Mitglieds 
und somit einen bedeutsamen einfluss in der Un-
Generalversammlung einräumt. Gleichzeitig spie-
gelt der Sicherheitsrat gewissermaßen die multipo-
lare globale ordnung wider, die China gerne fester 
verankert sehen würde. China steht also vor einem 
politischen Dilemma, wenn es mit seiner konserva-
tiven, staatszentrierten Haltung versucht, seinen 
politischen einfluss zu erhöhen und mehr einfluss 
auf die Vereinten nationen im Umgang mit den an-
spruchsvollen, globalen Sicherheitsproblemen neh-
men möchte.
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Why is it that a conservative actor such as China, which gives priority to the 
security of the state, has become more actively engaged in domestically 
intrusive Un peace operations that view the protection of civilians (POC) as 
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Un’s post-Westphalian positions on international peace and security, it  
has attempted to return the Un towards a reinstatement of traditional 
peacekeeping principles, bolstering the role of the government in power. 
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